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Kleine Anfrage 3882 
 
des Abgeordneten Dr. Werner Pfeil   FDP  
 
 
 
Empfehlungen der Expertenkommission zu Optimierungsmöglichkeiten im Strafvollzug 
–  Was wurde bisher umgesetzt? 
 
 
Aufgrund eines Haftraumbrandes in der JVA Kleve am 17.09.2018 mit Todesfolge wurde am 
19.12.2018 eine Expertenkommission eingerichtet die den Auftrag hatte, folgende 
Fragestellungen zu untersuchen: 
 

• Vorkehrungen zur Verhütung von Bränden in den Hafträumen 

• Kommunikation zwischen den Gefangenen in den Hafträumen und dem dienst-
habenden Justizvollzugspersonal 

• Maßnahmen zur Erkennung von und zum Umgang mit psychischen Erkrankungen 
Gefangener, sowohl bei der Aufnahme in die Justizvollzugsanstalt als auch im weiteren 
Verlauf der Haftzeit, an allen Schnittstellen und bei allen Fachdiensten. 

 
Das Ergebnis war ein 105- seitiger Abschlussbericht „Bericht der Expertenkommission zu 
Optimierungsmöglichkeiten im Justizvollzug auf den Gebieten des Brandschutzes, der 
Kommunikation und der psychischen Erkrankungen“ vom Juli 2019, der 53 
Optimierungsvorschläge beinhaltete. 
 
 
Vor diesem Hintergrund bitte die die Landesregierung um Beantwortung der folgenden Fragen: 
 
1. Wie ist der Sachstand bezüglich der Umsetzung dieser 53 Optimierungsvorschläge der 

Expertenkommission? 
 
2. Welche dieser 53 Optimierungsvorschläge wurden davon seit Beginn der 18. 

Legislaturperiode umgesetzt?  
 
3. Welche Umsetzung weiterer Optimierungsvorschläge ist zukünftig geplant? 
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4. Wie ist der Stand bezüglich der für 2023 geplanten Einbindung aller 
Justizvollzugseinrichtungen in Nordrhein-Westfalen im Bereich der Telemedizin? 1 

 
5. Wie beurteilt der Justizminister die aktuelle Situation in Hinblick auf die o.g. 

Fragestellungen, die Inhalt des Untersuchungsauftrags waren? 
 

 
 
Dr. Werner Pfeil 
 

                                                
1 So angekündigt in der Antwort der Landesregierung auf Frage 1 unserer Berichtsanfrage 
„Telemedizin im Strafvollzug" für die Sitzung des Rechtsauschusses am 26. Oktober 2022, VORLAGE 
18/284 


